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VORGESCHICHTE Mit dem Aufschwung des Automobils steigt das Bedürfnis, den Strassen-
verkehr zu regeln. Als stossend werden seine Gefahren für die anderen 
Verkehrsteilnehmer und die übertriebene Geschwindigkeit vieler Auto-
fahrer empfunden, aber auch der Staub, der durch die Autos auf den 
nicht asphaltierten Strassen aufgewirbelt wird. Das Parlament fordert 
den Bundesrat 1908 auf zu prüfen, ob eine neue Bundeskompetenz not-
wendig ist, und dieser präsentiert 1910 seinen ersten Entwurf für einen 
entsprechenden Verfassungsartikel. Er beruft sich dabei auch auf Einga-
ben seitens der Fremdenverkehrsbranche, des Schweizerischen Rad-
fahrerbundes und auf die überwiegend positiven Stellungnahmen der 
Kantone in einer Vernehmlassung. Ihnen zufolge kann das bestehende 
Konkordat, dem nicht alle Kantone beigetreten sind, die teils wider-
sprüchlichen kantonalen Verkehrsregeln nicht vereinheitlichen. In die-
sen Tenor stimmt auch der Bundesrat ein. Gleichzeitig beantragt der 
Bundesrat auch die Regelungskompetenz des Bundes für die Luftschiff-
fahrt. Zu diesem Zeitpunkt sind auf Schweizer Strassen rund 7000 Mo-
torfahrzeuge in Verkehr, also deren zwei pro 1000 Einwohner. Dazu 
kommt eine steigende Anzahl von motorisierten ausländischen Reisen-
den. 

Während der Nationalrat der neuen Bundeskompetenz für den Strassen-
verkehr zustimmt, weigert sich der Ständerat aufgrund föderalistischer 
Bedenken insgesamt dreimal knapp, auf die Vorlage einzutreten, obwohl 
der Bundesrat 1916 in einer überarbeiteten Vorlage den Kantonen ausser 
auf bestimmten Strassen das Recht einräumen will, den Verkehr zu be-
schränken. Erst nach weiteren Zugeständnissen seitens des Nationalra-
tes stimmt der Ständerat 1921 mit 27:0 Stimmen dem neuen Verfassungs-
artikel zu. Auch der Nationalrat votiert einstimmig (102:0) dafür. Unter 
anderem verzichtet der Bund nun auf die vom Bundesrat 1916 vorgese-
hene Möglichkeit, Gebühren zur Finanzierung der Verbesserung kanto-
naler Strassen zu erheben, und beschränkt die ausschliessliche Rege-
lungskompetenz des Bundes auf Durchgangsstrassen. Inzwischen liegt 
der Autobestand zwischen 20 000 und 30 000. 

GEGENSTAND Mit Art. 37bis der Bundesverfassung wird der Bund befugt, «Vorschriften 
über Automobile und Fahrräder aufzustellen». Die Kantone können den 
Automobil- und Fahrradverkehr beschränken oder untersagen. Der Bund 
kann indessen bestimmte, für den allgemeinen Durchgangsverkehr not-
wendige Strassen in vollem oder beschränktem Umfange offen erklären. 
Der Bundesrat beschliesst, den Art. 37ter, der dem Bund die Gesetzge-
bungskompetenz über die Luftschifffahrt einräumt, Volk und Ständen se-
parat vorzulegen. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Der Freisinn und die Berner Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei spre-
chen sich für die beiden neuen Verfassungsbestimmungen aus. Ange-
sichts der früheren Eingaben ist zu vermuten, dass die Tourismuskreise 
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und der Radfahrerbund die Strassenverkehrsvorlage unterstützen. Die 
Konservative Volkspartei beschliesst zweimal Stimmfreigabe. 

Gegen die Vorlage macht sich kaum organisierte Opposition bemerkbar, 
sodass die NZZ (vom 18. Mai 1921) fest damit rechnet, dass beide Vorlagen 
ohne grosse Opposition gutgeheissen werden. Ihr zufolge haben sich das 
Automobil und der Lastwagen bewährt, nicht zuletzt im Krieg, und auch 
als Ersatz für Bahnverbindungen, deren Erstellung auf sich warten lässt. 
Die NZZ und mit ihr die Freisinnige Partei bezeichnen die Vorlage als aus-
gewogenen Kompromiss zwischen den kantonalen Hoheitsinteressen be-
züglich Strassen und Steuern und der Notwendigkeit, die Unzulänglich-
keiten der kantonalen Regeln und des Konkordats zu überwinden. Die 
Befürworter versprechen, das Gesetz werde sich ans bestehende Kon-
kordat anlehnen, aber auch die Haftpflicht regeln. 

ERGEBNIS Bei einer tiefen Stimmbeteiligung von 38,6% werden beide Vorlagen klar 
angenommen – der Luftverkehrsartikel mit 62,2% Ja und 18 5/2 Standes-
stimmen etwas deutlicher als der Automobil- und Fahrradartikel, dem 
59,8% der Bürger und 14 3/2 Stände zustimmen. Bei beiden Vorlagen 
zeigt sich tendenziell eine tiefere Zustimmung in katholischen Regionen. 
Ein sprachregionales Muster hingegen fällt nicht auf. 
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